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Mit 31 Prozent der Wählerstimmen 
und 29 Mandaten, so vielen wie 
noch nie, ist DIE LINKE bei den 
Landtagswahlen am 27. Oktober in 
den Thüringer Landtag eingezo-
gen, elf der 29 Abgeordneten mit 
einem Direktmandat. In ihrer ers-
ten Sitzung am 8. November fassten 
sie den Beschluss über die Konsti-
tuierung der Fraktion 
DIE LINKE im Thü-
ringer Landtag der 7. 
Legislaturperiode.

Der Beschluss lautet: 
„Die direkt gewähl-

ten Abgeordneten: And-
ré Blechschmidt, Steffen 
Dittes, Susanne Hen-
nig-Wellsow, Birgit Kel-
ler, Dr. Gudrun Lukin, 
Katja Mitteldorf, Bodo 
Ramelow, Daniel Rein-
hardt, Karola Stange, 
Philipp Weltzien, Tors-
ten Wolf und die über 
die Landesliste der Par-
tei DIE LINKE Thürin-
gen gewählten Abgeord-
neten: Patrick Beier, Sa-
scha Bilay, Cordula 
Eger, Kati Engel, Mar-
kus Gleichmann, Lena 
Saniye Güngör, Ronald 
Hande, Ralf Kalich, Ka-
tharina König-Preuss, 
Knut Korschewsky, Ute 
Lukasch, Katja Maurer, 
Anja Müller, Ralf Plöt-
ner, Christian Schaft, 
Andreas Schubert, Dr. 
Marit Wagler, Heike 
Werner schließen sich 
zur Fraktion DIE LIN-
KE im Thüringer Land-
tag der 7. Wahlperiode 
zusammen.“

Die Abgeordneten beschlossen folgende 
Sprecherfunktionen:

Sprecherin für Antifaschismus/Antiras-
sismus: Katharina König-Preuss
Sprecherin für Arbeits- und Gewerk-
schaftspolitik: 
Lena Saniye Güngör
Sprecher für Bildungspolitik: 
Torsten Wolf
Sprecher für Energie und frühkindliche 
Bildung: Daniel Reinhardt

Sprecher für Europapolitik: 
Markus Gleichmann
Sprecher für Gesundheitspolitik und 
Pflege: Ralf Plötner
Sprecherin für Gleichstellung, Behinder-
tenpolitik und Soziales: Karola Stange
Sprecher für Haushalts- und Finanzpoli-
tik: Ronald Hande
Sprecher für Innenpolitik: Steffen Dittes

Sprecherin für Justiz, Verfassung, Demo-
kratie und Petition: Anja Müller
Sprecherin für Kinder- und Jugendpolitik 
sowie für Suchtprävention: 
Kati Engel
Sprecher für Kommunalpolitik: 
Sascha Bilay
Sprecherin für Kulturpolitik, Religions-
fragen und Aufarbeitung: 
Katja Mitteldorf
Sprecher für Landesentwicklung: 
Ralf Kalich
Sprecherin für Landwirtschaft und Fors-

ten: Dr. Marit Wagler
Sprecher für Medienpolitik: 
André Blechschmidt
Sprecher für Migrationspolitik/Ostkonfe-
renz: Patrick Beier
Sprecher für Netzpolitik, Digitalisierung 
und Datenschutz: Philipp Weltzien
Sprecherin für Familie und Senioren: 
Cordula Eger

Sprecher für Sport- und Tourismuspoli-
tik: Knut Korschewsky
Sprecherin für Umweltpolitik, Klima- 
und Tierschutz: Katja Maurer
Sprecherin für Verkehrspolitik und Mo-
bilität: Dr. Gudrun Lukin
Sprecher für Wirtschaftspolitik:	  
Andreas Schubert
Sprecher für Wissenschaft, Hochschule 
und Forschung: Christian Schaft
Sprecherin für Wohnungspolitik: 
Ute Lukasch

Kommentar

Nie wieder!

Von Susanne Hennig-Wellsow
Fraktionsvorsitzende

Grund- und Freiheitsrechte sind keine 
Selbstverständlichkeit. Das hat uns der 9. 
November erneut bewusst gemacht. 
1938 überfielen die Nazis Jüdinnen und 
Juden, verhafteten und ermordeten sie, 
steckten Synagogen in Brand, zerstörten 
tausende Geschäfte, Wohnungen und 
Friedhöfe. Erst vor wenigen Wochen kam 
es zu einem antisemitisch motivierten 
Anschlag in Halle, bei dem Menschen ge-
tötet und verletzt wurden. Der Täter teilte 
eine Ideologie, die auch bei der AfD Ver-
wendung findet. Wenn eine CDU-Landrä-
tin kurz vor dem 9. November in Thürin-
gen die Zusammenarbeit mit örtlichen 
AfD-Vertretern über den Klee lobt, die ge-
meinsame Sache mit einem verurteilten 
Holocaustleugner machen, dann ist das 
beschämend und geschichtsvergessen. 
Wir sagen klar, Nie wieder!
Wenn sich der Zentralrat der Juden in 
Deutschland und die Jüdische Landesge-
meinde schockiert zeigen, dass sich eini-
ge CDU-Politiker als Steigbügelhalter für 
die rechtsradikale AfD in Thüringen an-
dienen wollen, muss diese Warnung sehr 
ernst genommen werden. Die AfD kann 
niemals Partner sein, sie ist eine Bedro-
hung für die demokratische Kultur und 
das friedliche Zusammenleben, daher 
werden wir ihr auf allen Ebenen entge-
gentreten.
Der 9. November war auch der 30. Jah-
restag des Mauerfalls und markiert die 
Überwindung der Teilung Europas in zwei 
feindliche Blöcke. Dieser Tag ist Anlass 
zur Freude und verpflichtet uns zugleich, 
für Frieden und friedliche Konfliktlösun-
gen in Europa und der Welt einzustehen 
und Unterschiede in den Lebensverhält-
nissen zwischen Ost- und West endlich 
und energisch abzubauen.
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So viele wie noch nie
Fraktion DIE LINKE im Thüringer Landtag der 7. Legislaturperiode 
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Gewaltschutz

Kein Wegsehen

Häusliche Gewalt, sexualisierte Ge-
walt, zunehmend digitale Gewalt sind 
noch immer Alltag in unserer Gesell-
schaft. Jede vierte Frau erlebt Gewalt 
in der Partnerschaft. Bewegungen wie 
#metoo zeugen eindrücklich davon, 
wie verbreitet Sexismus und sexuali-
sierte Gewalt sind. Im Jahr 2018 wur-
den in Thüringen mehr als 2.300 Frau-
en Opfer häuslicher Gewalt und mehr 
als 1.200 Frauen Opfer von Straftaten 
gegen die sexuelle Selbstbestimmung. 
Die Zahlen bleiben hoch und jede Ge-
walttat an einer Frau oder einem 
Mädchen ist eine zu viel.
Ein besserer Gewaltschutz kann durch 
mehr Präventions- und Bildungsange-
bote gelingen, aber auch durch ein ge-
sellschaftliches Klima, das Frauen und 
Mädchen bestärkt und Gewalt ächtet. 
Es darf kein Wegsehen geben und kei-
ne Lücken in der Versorgung und Be-
treuung von Opfern. Mit der Istan-
bul-Konvention, dem Übereinkom-
men des Europarates zur Verhütung 
und Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen und häuslicher Gewalt, liegt 
ein umfangreiches Instrument zur Be-
kämpfung geschlechtsspezifischer Ge-
walt vor. Die Konvention muss auch 
in Thüringen umgesetzt werden.
An verschiedenen Orten wurden am 
25. November, dem Internationalen 
Tag gegen Gewalt an Frauen, Zeichen 
gesetzt. So hatte das Frauenzentrum 
Brennessel auf dem Erfurter Fisch-
markt eine öffentliche Gedenkveran-
staltung durchgeführt für alle Frauen, 
die verletzt, gedemütigt oder sogar ge-
tötet wurden.
Karola Stange ist Sprecherin der 
Linksfraktion für Gleichstellung

Ob Hartz-IV-Sanktionen mit 
dem menschenwürdigen Exis-

tenzminimum vereinbar sind, dar-
über hatte das Bundesverfassungs-
gericht am 5. November geurteilt 
und die derzeitigen Regelungen für 
teilweise verfassungswidrig erklärt. 
Mit dem Grundgesetz unvereinbar, 
so das Gericht, sind insbesondere 
die Kürzungen um 60 Prozent oder 
mehr. Um 30 Prozent dürfen die 
Leistungen weiter gekürzt werden. 

Folgendermaßen bewerteten Ina 
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Leukefeld, langjährige LINKE Ar-
beitspolitikerin, und Karola Stange, 
sozialpolitische Sprecherin der 
Linksfraktion im Thüringer Land-
tag, die Entscheidung der Karlsruher 
Richter: „Das halbherzige Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zeigt: 
Hartz IV kann man nicht verbes-
sern, nur abschaffen – zugunsten ei-
ner wirklich armutsfesten, sankti-
onsfreien Grundsicherung, so wie 
das die LINKE schon seit Beginn des 
Hartz-IV-Systems als Gegenmodell 

fordert. Nichtsdestotrotz ist das Ur-
teil ein weiterer Schritt im Kampf 
für komplette Sanktionsfreiheit. Un-
ser Ziel bleibt die Überwindung von 
Hartz IV.“

Es sei traurig, dass das Gericht mit 
dem Urteil an seiner früheren Recht-
sprechung zu den repressiven Sank-
tionen festhält und damit sein jünge-
res Urteil zu den Hartz-IV-Regelsät-
zen und dem geschützten menschen-
würdigen Existenzminimum zulas-
ten der Betroffenen praktisch 

unterläuft. „Die weitere Reformdis-
kussion muss sich am Gedanken des 
unangreifbaren menschenwürdigen 
Existenzminimums als Schlüssel für 
gleiche Teilhabe aller in der Gesell-
schaft orientieren, nicht am neolibe-
ral-repressiven ‚Fördern und For-
dern‘, das für Menschen in sozial 
schwierigen Situationen leider nur 
ein Fordern und Abverlangen ist, 
aber kein Fördern“, so die beiden 
LINKE-Abgeordneten.

Die LINKE-Fraktion hat den Vor-
schlag von „Mehr Demokratie Thü-
ringen“ außerordentlich begrüßt, 
die Sacharbeit im neuen Landtag 
mit dem Thema Stärkung der di-
rekten Demokratie zu beginnen. 
Anja Müller, die Sprecherin für 
Demokratie und Verfassung, 
hat in diesem Zusammenhang 
auch auf entsprechende Vor-
schläge des Ministerpräsidenten 
verwiesen. 

Es wäre äußerst sinnvoll, als 
Diskussionsgrundlage die in 

der letzten Wahlperiode unter-
breiteten Gesetzesvorschläge von 
Rot-Rot-Grün und den CDU-Ge-
setzentwurf zum fakultativen 
Referendum heranzuziehen“, 
sagte Anja Müller. Schwerpunkte 
der R2G-Vorhaben waren die 
Abschaffung des Finanzvorbe-
halts, die Senkung der Quoren 
und die Einführung des Einwoh-
nerantrags. Als Arbeitsstruktur 
böte sich eine interfraktionelle 
Arbeitsgruppe der demokrati-
schen Fraktionen des Landtags 
an. Auch „Mehr Demokratie 
Thüringen“ sollte an der weiteren 
Arbeit beteiligt werden, da man 
mit solchen Konstellationen 
schon während der Demokra-
tie-Reformen in den Jahren 2001 
bis 2003 und 2008 /09 gute Er-
fahrungen gemacht habe. 

„Die Stärkung der direkten 
Demokratie ist ein wichtiger Bau-
stein, um das Vertrauen und die Ak-
zeptanz in politische Entscheidun-
gen wieder zu stärken. Denn die 
Menschen in Thüringen machen bei 
erfolgreichen Volksbegehren und 
Referenden die Erfahrung, dass ihre 
Anliegen und Vorschläge ernstge-
nommen werden und sie ganz kon-

kret ihren Lebensalltag und ihr Le-
bensumfeld mitgestalten können“, 
gab die Landtagsabgeordnete zu be-
denken. Deshalb habe sich die LIN-
KE auch schon in der ersten Lesung 
des Referendums-Gesetzentwurfs of-

fen gezeigt für Gespräche mit der 
CDU. „Allerdings halten wir - an-
ders als bisher die CDU - das Refe-
rendum nur ohne Finanzvorbehalt 
für sinnvoll, so wie das auch für 
Volksbegehren gilt, denn bei allen 
Inhalten geht es doch auch immer 
um deren Finanzierung mit Steuer-
geldern“, so Anja Müller weiter.

Die Thüringer Erfahrungen aus 
den letzten Jahren zeigten, dass der 
Finanzvorbehalt „ein großer Brems-
klotz ist für die Weiterentwicklung 
der direkten Demokratie“. Die der-
zeit offene parlamentarische Situati-

on biete die 
Chance, diese 
Hindernisse 
aus dem Weg 
zu räumen. 
„Was 2003 ge-
lang und 2009, 
nämlich eine 
partei- und 
fraktionsüber-
greifende Lö-
sung von gro-
ßer Breite, 
kann auch 
jetzt wieder 
funktionie-
ren“, unter-
strich die LIN-
KE-Politike-
rin.

Am 14. No-
vember hatte 
Ralf-Uwe 
Beck, Sprecher 
von Mehr De-
mokratie, ei-
nen Forde-
rungskatalog 
des Landesver-
bandes für den 
weiteren Aus-

bau der direkten Mitbestimmungs-
rechte der Bürgerinnen und Bürger 
in der Landespressekonferenz in Er-
furt vorgestellt. Einen Tag später war 
die Landtagsabgeordnete Anja Mül-
ler als Mitglied des Mehr-Demokra-
tie-Verbandes zusammen mit Philipp 
Gliesing in Eisenach beim Unter-
schriftensammeln unterwegs.

Menschenwürdiges Existenzminimum
Hartz IV abschaffen zugunsten einer armutsfesten, sanktionsfreien Grundsicherung 

Für eine Stärkung der
direkten Demokratie
Jetzt könnten im Landtag Hindernisse aus dem Weg geräumt werden
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» Altlasten
Unter Berufung auf das Thüringer 
Umweltministerium berichtete der 
MDR am 18. November, dass zwar 
76 DDR-Umwelt-Altlastflächen sa-
niert worden seien, aber thüring-
enweit weitere 788 solcher Flächen, 
von denen Umweltgefahren ausge-
hen, bekannt seien. Dazu gehören 
fast 600 ehemalige Betriebsgelän-
de sowie einstige Deponien und 
frühere Militärgelände. Besonders 
schwerwiegende Altlasten sind 
beispielsweise das einstige Teer-
werk in Rositz, die frühere Ketten-
fabrik in Barchfeld, die ehemalige 
Eisenacher Farbenfabrik Arzber-
ger und das Minol-Tanklager in 
Erfurt. Dazu kommen weitere 
10.944 so genannte Altlastenver-
dachtsflächen, die noch nicht ab-
schließend untersucht wurden.

» Lehrermangel
Der Thüringer Lehrerverband hat 
am 16. November eine Erklärung 
an den Landtag gerichtet, in der er 
LINKE, CDU, SPD, Grüne und 
FDP aufruft, gemeinsam gegen 
Lehrermangel vorzugehen. Er 
sprach von einer „Koalition der 
Vernunft“. Denkbar sei eine frakti-
onsübergreifende Initiative für 
bessere Einstellungsbedingungen, 
die von einer geschäftsführenden 
Regierung umgesetzt werden kön-
ne. Der Bildungspolitiker der 
Linksfraktion, Torsten Wolf, sagte 
der dpa: „Eine Koalition der Ver-
nunft wünsche ich mir auch. Aber 
es muss jetzt niemand den Not-
stand ausrufen.“ Thüringen habe 
eine handlungsfähige Regierung, 
die weiter im Amt sei, und einen 
beschlossenen Haushalt für 2020.

»Oberhof
Im Jahr 2023 ist Thüringen Gastge-
ber einer einmaligen Doppel-WM. 
Sowohl die Biathlon-Weltmeister-
schaft als auch die Weltmeisterschaft 
im Rennrodeln 2023 werden den 
sportlichen und öffentlichen Fokus 
mehr denn je auf die Region Südthü-
ringen lenken. Um eine konstruktive 
Zusammenarbeit aller Beteiligten zu 
ermöglichen, erfolgte am 15. Novem-
ber in der Staatskanzlei die Konstitu-
ierung des Ehrenpräsidiums „WM 
2023 Oberhof“, wobei Ministerpräsi-
dent Bodo Ramelow den Vorsitz des 
Ehrenpräsidiums übernahm. Zu den 
Aufgaben des Gremiums zählen un-
ter anderem die Steuerung und poli-
tische Unterstützung für eine erfolg-
reiche Organisation, Umsetzung und 
Vermarktung der beiden Weltmeis-
terschaften 2023 in Oberhof.

In ihrer Sitzung am 13. November 
ist die Fraktion DIE LINKE dem 
Vorschlag des geschäftsführenden 
Landesvorstandes der LINKEN ge-
folgt und hat beschlossen, zur 
konstituierenden Sitzung des Thü-
ringer Landtags, die für den 26. 
November anberaumt ist, die der-
zeitige Ministerin für Infrastruk-
tur, Landwirtschaft und Forsten 
und für die LINKE mit Direktman-
dat gewählte Abgeordnete Birgit 
Keller als Landtagspräsidentin vor-
zuschlagen. Die LINKE als stärkste 
Fraktion stellt damit erstmals in 
der Geschichte der Partei die Land-
tagspräsidentin.

Zur Nominierung von Birgit Kel-
ler erklärte Susanne Hen-

nig-Wellsow, Vorsitzende der Frakti-
on DIE LINKE: „Birgit Keller ist 
über Parteigrenzen hinweg aner-
kannt und geachtet. Sie hat in ver-
schiedenen Positionen sowohl als 
Landtagsabgeordnete, Landrätin als 
auch als Ministerin bewiesen, hoch-
komplexe Themen und Verwaltungs-
strukturen fachlich und menschlich 
erfolgreich vorantreiben und leiten 
zu können. Die Landespolitikerin 
Birgit Keller wird thüringenweit als 
gesellschaftspolitische Brückenbaue-
rin geschätzt. Wir sind überzeugt, 
dass sie die nun anstehenden schwie-
rigen Diskussionsprozesse und viel-
schichtigen Arbeitsabläufe erfolg-
reich koordinieren und moderieren 
wird.“

Birgit Keller, die zur Wendezeit 
mit am Runden Tisch in Nordhau-
sen saß, ist seit langem bei der LIN-
KEN aktiv und engagiert. Von 1995 
bis 2004 war sie Wahlkreismitarbei-
terin, von 2009 bis 2012 gehörte sie 
bereits dem Thüringer Landtag an 
und von 2012 bis 2014 war sie Land-
rätin des Landkreises Nordhausen.

Anerkannt und geachtet
Neue Präsidentin des Thüringer Landtags soll Birgit Keller werden

SPD, Grüne und FDP. In der ver-
gangenen Legislaturperiode gab es 
nur zwei StellvertreterInnen. Für 
die nunmehr vorgesehene Erweite-
rung muss die Geschäftsordnung 
des Landtages geändert werden. 
Dabei soll der dann sechsköpfige 
Landtagsvorstand nicht mehr Geld 
kosten. 

Die Vertreter der demokrati-
schen Fraktionen im Thüringer 
Landtag haben sich verständigt 
und geeinigt, dass die bisherigen 
finanziellen Zuschläge für die bei-
den Vize-PräsidentInnen auf alle 
fünf künftigen Vize-PräsidentIn-
nen verteilt werden sollen. 

Arbeitsstrukturen
festgelegt

Während der konstituierenden Sit-
zung der Fraktion DIE LINKE 

am 8. November im Thüringer Land-
tag wurde auch der Fraktionsvorstand 
neu gewählt.
Mit klarem Ergebnis (89 Prozent) wur-
de die bisherige Fraktionsvorsitzende 
Susanne Hennig-Wellsow wiederge-
wählt. Die stellvertretenden Vorsitzen-
den bleiben Katja Mitteldorf und Ro-
nald Hande. Auch der Parlamentari-
sche Geschäftsführer, André Blech-
schmidt, gehört wieder dem Fraktions-
vorstand an. „Das deutliche Ergebnis 
bestärkt uns darin, unsere Arbeit kon-
tinuierlich fortzuführen und konzent-
riert die nächsten Aufgaben anzuge-
hen. Jetzt geht es darum, die besten Lö-
sungen für alles Anstehende auf den 
Weg zu bringen“, hatte Susanne Hen-
nig-Wellsow betont.
In der Sitzung wurden auch die Ar-
beitsstrukturen festgelegt. Die Abge-
ordneten arbeiten in folgenden Ar-
beitskreisen: 
Haushalt und Finanzen - Ronald 
Hande, Sascha Bilay, Ralf Kalich, Tors-
ten Wolf, Dr. Gudrun Lukin, Cordula 
Eger. 
Inneres und Kommunales - Steffen 
Dittes, Sascha Bilay, Katharina Kö-
nig-Preuss, Markus Gleichmann. 
Wirtschaft und Wissenschaft - And-
reas Schubert, Christian Schaft, Phil-
ipp Weltzien, Knut Korschewsky. 

Infrastruktur, Landwirtschaft, Fors-
ten - Ralf Kalich, Dr. Gudrun Lukin, 
Ute Lukasch, Dr. Marit Wagler. 
Bildung, Jugend, Sport - Torsten Wolf, 
Kati Engel, Knut Korschewsky, Daniel 
Reinhardt. 
Umwelt, Energie und Naturschutz - 
Katja Maurer, Dr. Marit Wagler, Daniel 
Reinhardt. 
Europa, Kultur, Medien - Markus 
Gleichmann, Katja Mitteldorf, André 
Blechschmidt. 
Migration, Justiz, Verbraucherschutz 
- Anja Müller, Patrick Beier, André 
Blechschmidt. 
Arbeit, Soziales, Gleichstellung - Ka-
rola Stange, Cordula Eger, Lena Saniye 
Güngör, Ralf Plötner (Heike Werner). 
Petitionen - Anja Müller, Ute Lukasch, 
Kati Engel, Philipp Weltzien.

Ministerpräsident Bodo Ramelow 
will zunächst keinen neuen Minister 
für Infrastruktur und Landwirt-
schaft berufen. Das sei vor der kons-
tituierenden Sitzung des Landtags 
nicht geplant, hieß es. Staatssekretär 
Klaus Sühl soll die Geschäfte vorerst 
übernehmen.

Der neue Thüringer Landtagsvor-
stand soll neben der Präsidentin, für 
deren Wahl andere Fraktionen schon 
Zustimmung signalisiert haben, fünf 
stellvertretende Präsidenten/Präsi-
dentinnen haben. Darauf einigten 
sich am 15. November die Vertreter 
der Fraktionen von LINKE, CDU, 
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Energieversorgung

Der SuedOstLink

Noch im Oktober hatte die Bundes-
netzagentur den ersten Abschnitt des 
Trassenkorridors für den SuedOstLink 
festgelegt. Die neue Stromautobahn soll 
unterirdisch etwa 80 Kilometer entfernt 
von Eisenberg bis ins Dreiländereck 
Bayern-Sachsen-Thüringen verlegt wer-
den. Die Trasse würde an Bad Köstritz 
vorbei verlaufen, Gera großräumig um-
gehen und unter anderem bei Krafts-
dorf und Saara bis Weida im Landkreis 
Greiz verlaufen. An diesem Punkt sol-
len die Leitungen mit einer Freileitung 
bis Höhe Langenwetzendorf gebündelt 
werden.
„Eine unterirdische Leitung ist zwar für 
die Menschen vor Ort optisch nicht 
wahrnehmbar, aber einen großen 
Nachteil stellen die extrem hohen Kos-
ten dar. Fachleute gehen vom Sechsfa-
chen des Preises für eine Überlandlei-
tung aus. Unabhängig davon bin ich 
der Überzeugung, dass die Trasse 
grundsätzlich gar nicht notwendig wä-
re, wenn wir viel mehr auf dezentrale 
Energieversorgungsstrukturen setzen 
würden“, hatte sich für die LINKE Stef-
fen Harzer positioniert.
Mit den Leitungen soll Windstrom aus 
dem Norden Deutschlands in den Sü-
den transportiert werden. Hinzu kom-
men die Folgen des „Gesetzes zur Be-
schleunigung des Energieleitungsaus-
baus“ vom Mai dieses Jahres, das das 
Verfahren für die Optimierung, die 
Verstärkung und den Bau von Strom-
leitungen vereinfachen und beschleuni-
gen soll. „Daher war es seitens der Thü-
ringer Landesregierung richtig, dass sie 
den Gesetzentwurf im Bundesrat abge-
lehnt hat“, hatte der LINKE-Politiker 
betont.

Den meisten der elf neuen Abge-
ordneten der Linksfraktion ist 

der Verein Alternative 54 natürlich 
bekannt. Er war 1995 aus Protest 
gegen den Diätenautomatismus – 
geregelt im Artikel 54 der Verfas-

„Unser Projekt ist einzigartig“
Vor dem 25. Geburtstag der Alternative 54 e.V./Mehr als 1,4 Millionen Euro gespendet

sung des Freistaats – durch die Ab-
geordneten der PDS gegründet wor-
den. Dennoch nutzte die stellvertre-
tende Vorsitzende des Vereins, Dr. 
Gudrun Lukin (die Jenaerin ist mit 
einem Direktmandat wieder in den 

Landtag eingezogen), bei der ersten 
Zusammenkunft der Abgeordneten 
die Möglichkeit, zu informieren 
und zu werben.

„Unser Projekt ist einzigartig in 
der Parteienlandschaft, sowohl von 
den Ergebnissen her  als auch von der 
Dauer. Schließlich können wir nächs-
tes Jahr unser 25jähriges Jubiläum 
begehen“, sagte Gudrun Lukin. „Von 
der Gründung der Alternative 54 e.V. 
im Jahr 1995 bis zum 31.10.2019 sind 
mit den Spenden insgesamt schon 
1.427.440 Euro für 3.832 Projekte in 
die soziale Infrastruktur Thüringens 
geflossen. Darauf können wir zu 
Recht stolz sein.“

Im Gründungsprotokoll heißt es, 
Ziel des Vereins ist es, „das Vertrauen 
der Bevölkerung in die Politik zu-
rückzugewinnen, indem die Abge-
ordneten durch ihre freiwillige Ver-
einsmitgliedschaft einen Teil ihrer 

Der Thüringer Verfassungs-
schutzbericht für 2018 wurde am 11. 
November der Öffentlichkeit vorge-
stellt und hat bei der Linksfraktion 
ein kritisches Echo gefunden. Wie 
der innenpolitische Sprecher Stef-
fen Dittes sagte, weise der Bericht 
zwar auf die Funktion der Verfas-
sungsschutzbehörden als „Früh-
warnsystem“ hin, „aber zugleich 
beweist er, dass er diese Funkti-
on in keiner Weise ausfüllen 
kann“. Für Politik, Wissenschaft 
und Zivilgesellschaft habe er 
keinerlei Gebrauchswert. 

Nicht ohne Grund greifen 
Medien und Institutionen 

eher auf die Analysen des 2016 in 
Thüringen neu errichteten Insti-
tutes für Demokratie und Zivil-
gesellschaft zurück“, so der LIN-
KE-Politiker. Sie weisen deutlich 
auf die Gefahren hin, die aus der 
Manifestierung demokratiefeind-
licher Einstellungen sowie der Etab-
lierung einer zweifellos verfassungs-
feindlich agierenden Partei in den 
Parlamenten erwachsen. Sie warnen 
konkret vor der dadurch weiter zu-
nehmenden Militanz extrem rechter 
Täter und Tätergruppen. 

„Statt auf diesen Zusammenhang 
einzugehen, belässt es das Amt für 
Verfassungsschutz im Wesentlichen 
dabei, Erkenntnisse von Polizei, 
Journalisten, Zivilgesellschaft und 
Wissenschaftlern zu reproduzieren. 
Und selbst diese werden zum Teil 

sind alle offen zugänglich. Zwar wid-
me sich das Amt nun auch „Combat 
18“ in seinem Bericht, komme damit 
aber über zwei Jahre zu spät und das 
auch nur nach öffentlichem Druck. 
Zu den wenigen positiven Neuerun-
gen gehöre die zumindest oberfläch-
liche Auseinandersetzung des Amtes 
mit der Qualität des eigenen Hin-
weisaufkommens zum islamisti-

schen 
Terroris-
mus. An 
einer in-
haltli-
chen 
Ausein-
anderset-
zung mit 
dem kri-
tischen 
Extre-
mismus-
begriff 
mangele 

es weiterhin. 
„Um zu erkennen, dass Straftaten 

im Bereich Links rückläufig sind 
und wie sich die anderen Phänomen-
bereiche bei Straftaten der politisch 
motivierten Kriminalität entwickelt 
haben, braucht es keinen Verfas-
sungsschutzbericht. Die Bearbeitung 
der Straftaten ist Aufgabe der Polizei 
und nicht des Geheimdienstes, dar-
um hat das LKA dieselben Zahlen 
bereits vor einem halben Jahr veröf-
fentlicht“, so die Abgeordneten der 
Fraktion DIE LINKE. 

verzerrt und einseitig dargestellt“, 
betonte Steffen Dittes. Katharina Kö-
nig-Preuss, Sprecherin der Links-
fraktion für Antifaschismus, unter-
strich: „Die Informationen sind ja 
nicht neu, sondern von antifaschisti-
schen Gruppen abgeschrieben. Um-
so erstaunlicher ist, dass das Amt auf 
eine Darstellung der Produktions- 
und Vertriebsstrukturen, die rechte 

Musikszene in Thüringen samt 
Band-Aufstellung und stattgefunde-
ner oder verhinderter Konzerte ver-
zichtet. Trotz umtriebiger Aktivitä-
ten finden sich auch beispielsweise 
weder die Identitäre Bewegung noch 
andere rechte Strukturen, wie eine 
extrem rechte Gruppierung, die mit 
dutzenden Aktionen im Berichts-
zeitraum gegen den Moscheebau in 
Erfurt-Marbach wetterte.“

Allerdings bräuchte es dazu weder 
Geheimdienst noch nachrichten-
dienstliche Mittel, die Informationen 

zukünftigen Abgeordnetenbezüge 
zur Verfügung stellen, damit er in ei-
nem für die Öffentlichkeit transpa-
renten Verfahren der Förderung ge-
meinnütziger und mildtätiger Zwe-
cke zugeführt werde.“

Alle Landtagsabgeordneten, erst 
der PDS, dann der LINKEN, sind 
seither ohne Ausnahme Mitglied in 
diesem Verein. Sie spenden monat-
lich einen Teil ihrer Diäten. Die Al-
ternative 54 wiederum gibt die Spen-
den der Abgeordneten weiter an Ver-
eine und Verbände Thüringens für 
vielfältige soziale, kulturelle, sportli-
che und bildungspolitische Projekte. 
Wie zum Beispiel (s. Foto) die Abge-
ordnete Kati Engel, die kürzlich mit 
ihrem offenen Jugend- und Wahl-
kreisbüro RosaLuxx Mitgliedern des 
Ortsverbandes Werratal des Sozial-
verbands VdK Hessen-Thüringen ei-
nen Spendenscheck der Alternative 
54 überreichte. 

Ohne Gebrauchswert
Auch diesem Thüringer Verfassungsschutzbericht fehlt die Analyse
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Den abschließenden Bericht des Un-
tersuchungsausschusses 6/3, „Mögli-
cher Amtsmissbrauch“ hat der Vorsit-
zende des Ausschusses, Knut Kor-
schewsky (LINKE), am 8. November 
an die Präsidentin des Thüringer 
Landtags, Birgit Diezel (CDU), über-
geben. Ein entspannter, unaufgereg-
ter Termin und damit so wenig exem-
plarisch für die Bedingungen, unter 
denen der stets im medialen Fokus 
stehende Ausschuss drei Jahre gear-
beitet hatte. 

Eingesetzt wurde der Untersu-
chungsausschuss durch Beschluss 

des Thüringer Landtags im September 
2016 auf Antrag der CDU-Fraktion. 
Die zentrale Frage des Ausschusses 
war, ob und inwieweit der Minister für 
Migration, Justiz und Verbraucher-
schutz, Dieter Lauinger (Grüne), in 
Verbindung mit Mitgliedern der Lan-
desregierung sein Amt genutzt haben 
könnte, um seinem Sohn eine Befrei-
ung von der Besonderen Leistungsfest-
stellung (Blf) zu ermöglichen. 

Der Ausschuss war von Beginn an 
medial stark begleitet und wurde vor 
allem von der CDU als politisches 
Kampfinstrument gebraucht und miss-
braucht. Vorverurteilungen und vorge-
zogene Beweiswürdigungen waren die 
Regel, interne Informationen und Pres-
semitteilungen, auch aus geschlossenen 
Sitzungen, wurden an die Presse ge-
spielt und erschwerten die Arbeit des 
Ausschusses enorm. 

Außerdem sorgte die CDU dafür, 
dass der Ausschuss am Anfang nur 
schleppend vorankam. Ein gutes Bei-
spiel ist ein Beweisantrag, der dazu 
führte, dass alle Registraturkräfte von 
drei Ministerien befragt werden muss-
ten. 

Da wurden erst im Ausschuss
die Akten herangezogen

Die Koalition hatte die CDU dring-
lich befragt, wie sinnvoll das sein kön-
ne und ob man da nicht eine Menge 
Zeit vertrödele. Aber keine Chance: Al-
le sollten gehört werden. Das Ergebnis 
waren sieben Sitzungen, in denen 44 
Zeugen zu dem Beweisantrag gehört 
werden mussten. Und zwar OHNE 
neue Erkenntnisse zu gewinnen! 

Beispielhaft ist auch, dass sich die 
CDU nur sehr marginal, manchmal 
hatte man den Eindruck, gar nicht, auf 
eine sachgerechte Abarbeitung der Be-
weisanträge im Ausschuss vorbereitete. 
Da wurden erst im Ausschuss die Ak-
ten herangezogen und wild geblättert, 
da kam es vor, dass sich die Kollegen 
der CDU an einem Thema festbissen, 
das sie selbst schon vor anderthalb Jah-
ren durch einen Beweisantrag einer 
Klärung zugeführt hatten und das 
man guten Gewissens als ausermittelt 
bezeichnen konnte.  Doch während die 
CDU zumindest hin und wieder noch 

Fehler im Betriebsablauf
Zur Übergabe des Abschlussberichts des Landtags-Untersuchungsausschusses 6/3

den Anschein 
erweckte, sich 
an der Aufklä-
rung beteiligen 
zu wollen, saß 
der Vertreter der 
AfD, einer 
Schaufenster-
puppe vergleich-
bar, im Aus-
schuss. Die 
Wortmeldungen 
lassen sich an ei-
ner einzigen 
Hand abzählen, 
es existiert kein 
einziger Beweis-
antrag der AfD 
in diesem Aus-
schuss. Und das 
von einer Partei, 
die den „Altpar-
teien“ vorwirft, sich nicht mit Sachar-
beit zu befassen und dass alles besser 
werde, wenn sie an die Macht käme. 
Wie das ohne jegliche Beteiligung an 
der parlamentarischen Arbeit umge-
setzt werden soll, bleibt ihr Geheimnis.

Fehler wurden auf
allen Ebenen begangen

Nach diesen drei Jahren, in denen 
mehr als 80 Zeugen, teils mehrfach, 
vernommen wurden, in denen mehr 
als 60 Beweisanträge beschlossen und 
ein Zwischenbericht sowie, nun vorlie-
gend, ein abschließender Bericht ge-
fasst wurden, lässt sich aus Sicht der 
Linksfraktion folgendes Fazit ziehen: 
Minister Dieter Lauinger sind zweifel-
los Fehler unterlaufen. 

So hätte er beispielsweise nicht von 
einem dienstlichen Telefon aus dem 
Ministerium heraus in einer Privatan-
gelegenheit tätig werden dürfen. Auch 
größtmögliche Transparenz von Be-
ginn an wäre zwingend notwendig ge-
wesen. Dies räumte er später selbst ein 
und die Landesregierung informierte 
in einer öffentlichen Ausschusssitzung 
und in einer Plenardebatte umfassend 
zu dem Vorgang. Diese Sitzungen, be-
reits vor der Einsetzung des Untersu-
chungsausschusses abgehalten, haben 
eine Faktenlage dargestellt, die sich 
durch die Arbeit des Ausschusses be-
stätigen ließen. Mehr allerdings auch 
nicht. 

Fehler, so stellte der Ausschuss in 
seinem abschließenden Bericht fest, 
wurden in dem Vorgang um den Sohn 
des Ministers indes nicht nur von dem 
Minister selbst, sondern auf allen Ebe-
nen begangen: Beginnend in der Schu-
le, die einen fehlerhaften Bescheid aus-
stellte und sich nicht mit dem Schulträ-
ger, dem Bistum Erfurt, abstimmte. 
Der Schulträger, der seiner Aufsichts- 
und Informationspflicht bezüglich der 
Edith-Stein-Schule nicht in ausreichen-
dem Maße nachkam. Den Beamten im 
Ministerium, die dem Vertrauens-

schutzargument keine Bedeutung zu-
maßen und ebenfalls ihren Informati-
onspflichten unzureichend nachka-
men. Eine Rechtslage, in der die 
Durchführungsbestimmungen zum 
Schulgesetz dem Schulgesetz wider-
sprachen, was zwangsläufig früher 
oder später zu einem Fall wie dem hier 
vorliegenden führen musste. Mehr-
fachzuständigkeiten und damit unkla-
re Zuständigkeiten auf Ministeriums-
ebene und dem nachgeordneten Schul-
amt sowie der verkomplizierende Fakt, 
dass es sich bei der Schule um eine 
Schule in freier Trägerschaft handelt. 
Zwischenmenschliche Verwerfungen 
und damit einhergehend eine oft man-
gelhafte Kommunikation zwischen 
Schulamt und Ministerium und beider 
mit Schule und Eltern. Fehlende Ak-
tenvermerke, die vielleicht zur Erhel-
lung der Sachlage hätten beitragen 
können. 

Damit kann künftig Rechts-
unsicherheit verhindert werden

All dies trug zu einer komplizierten 
Gemengelage bei, die für keinen der 
Beteiligten ohne Blessuren ausgehen 
konnte. So bleibt am Ende ein Sowohl-
als-auch, eine Verantwortlichkeit in 
vielen Händen und damit niemand, 
den man öffentlichkeitswirksam als al-
leinig Schuldigen herausstellen könnte. 
Und trotz dieses, für manchen sicher 
unbefriedigenden Fazits, kann der Un-
tersuchungsausschuss „Möglicher 
Amtsmissbrauch“ einen Nutzen aus-
weisen: Der Ausschuss hat, wie es viel-
leicht bei der Bahn heißen würde, 
„Fehler im Betriebsablauf“ identifiziert 
und deutlich gemacht. Vielleicht kann 
damit zukünftig Rechtsunsicherheit 
verhindert und klare Kommunikation 
und Zuständigkeit gewährleistet wer-
den.

Es hat sich in Reaktion auf die Be-
fragungen und Ergebnisse des Aus-
schusses sogar bereits Einiges getan: 
Der Schulträger der Schule hat mittler-

weile seine Beratungstätig-
keit intensiviert, kommt sei-
ner Aufsichtspflicht besser 
nach und steht den Schulen 
in seiner Trägerschaft vor 
allem auch in rechtlichen 
Fragen zur Seite. 

Außerdem wurden die 
Durchführungsbestim-
mungen zur Thüringer 
Oberstufe geändert und re-
geln nun auch den Fall eines 
unterjährigen Auslandsauf-
enthalts. Nicht geregelt ist 
aber weiterhin die Unver-
einbarkeit von Durchfüh-
rungsbestimmungen und 
Schulgesetz in der Frage der 
zwingenden Absolvierung 
der Blf (Besonderen Leis-
tungsfeststellung).

Zu hoffen ist, dass die 
Kommunikation der beteiligten Ver-
waltungsorgane sich verbessert und 
Zuständigkeiten geklärt werden. Von 
einer Aufsichtsbehörde wie dem Mi-
nisterium darf verlangt werden, dass es 
sicherstellt, dass die ihm nachgeordne-
ten Behörden sach- und rechtskonform 
handeln. Dafür bedarf es klarer und 
unmissverständlicher Kommunikation 
und im Zweifelsfall Anweisungen, auch 
wenn eine dialogische Aufsichtsfüh-
rung gewünscht ist.

...und es wurde auch
Vertrauen verspielt

Hätte es für diese Erkenntnisse eines 
Untersuchungsausschusses bedurft? 
Diese Frage können wir als Fraktion 
DIE LINKE mit einem klaren Nein be-
antworten. Für uns wurde hier das 
Geld der Steuerzahler verschwendet. 
Und es wurde auch Vertrauen verspielt. 
Bei dem Missbrauch eines Untersu-
chungsausschusses – der ja eigentlich 
für die Überprüfung von Regierungs-
handeln vorgesehen ist – als politisches 
Kampfinstrument besteht stets die Ge-
fahr, das schärfste Schwert der Opposi-
tion stumpf werden zu lassen, den 
Menschen das Vertrauen in diese so 
wesentliche Kontrollinstanz zu neh-
men. Dies ist hier geschehen. Dem An-
sehen der parlamentarischen Demo-
kratie ist dadurch Schaden entstanden, 
ein Umstand der gerade in Zeiten, in 
denen die Legitimität der Demokratie 
in einigen Teilen der Bevölkerung ins 
Wanken geraten zu sein scheint, gut 
hätte bedacht werden müssen. Viel-
leicht wäre es dann doch sinnvoller ge-
wesen, von diesem Geld eine Schule zu 
sanieren.
                   
                    Dr. Regine Ahlert

 
http://www.parldok.thueringen.de/
ParlDok/dokument/72612/moegliches_
fehlverhalten_der_thueringer_landes-
regierung_in_der_lauinger_affaere.pdf
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Es ist gut, dass zum Thema Grund-
rente endlich ernstzunehmende 

Bewegung in die Debatte kam. Aller-
dings halte ich den nun erzielten 
Kompromiss für enttäuschend. Er 
bleibt weit hinter den Erwartungen 
an einer echten armutsfesten Grund-
rente zurück“, bewertete namens der 
Linksfraktion im Thüringer Landtag 
Karola Stange was ausgehandelt wur-
de. Die sozialpolitische Sprecherin ist 
überzeugt, dass diese Grundrente 

nicht dafür sorgen wird, dass Alters-
armut wirksam bekämpft werden 
kann. 

Schließlich bedeute der Kompro-
miss, dass diese faktische Grundsi-
cherung für etwa 1,5 Millionen Men-
schen lediglich minimal aufgestockt 
wird. „Damit ist immer noch kein 
Schutz vor Altersarmut erreicht und 
das Problem der Rentenlücken bleibt. 
Auch das Hinzuziehen der Partner 
bei der Berechnung kritisieren wir. 

Das wirkt sich vor allem als schwerer 
Nachteil für Frauen aus, die Jahr-
zehnte im Niedriglohnbereich gear-
beitet haben. Kommt man zusammen 
auf knapp 2.000 Euro, dann wird die 
Grundrente nicht gezahlt. Auch die-
jenigen, die nicht 35 Arbeitsjahre vor-
weisen können, gehen leer aus. Alles 
in allem ist der Grundrenten-Kom-
promiss alles andere als sozialpoli-
tisch ausgewogen und daher inakzep-
tabel“, sagte Karola Stange.

„Das ist keine armutsfeste Grundrente“

Noch bis zum 9. Dezember zeigt 
die LINKE-Fraktion in ihrer Gale-
rie im Flur der 4. Etage des Frakti-
onsgebäudes im Erfurter Landtag 
eine Ausstellung zum Strom-
spar-Check. Hier können sich Be-
sucherinnen und Besucher infor-
mieren über diese besondere, schon 
seit Jahren und sehr erfolgreich 
laufende Aktion des Deutschen Ca-
ritasverbandes und des Bundesver-
bandes der Energie- und Klima-
schutzagenturen Deutschlands.

Bei der Eröffnung der Ausstellung 
am 14. November berichtete 

Andrè Blechschmidt, Parlamentari-
scher Geschäftsführer der Fraktion, 
wie er das Projekt in Erfurt kennen-
lernte und sehr beeindruckt und be-
geistert war „von dieser einmaligen 
Kombination aus Umwelt-, Bil-
dungs-, Sozial- und Arbeitspolitik“.

Der Stromspar-Check ist ein kos-
tenfreies Angebot für Bezieher sozia-
ler Leistungen und niedriger Ein-
kommen. Ausgebildete Stromspar-
helfer - die Ausstellung zeigt auch 
mit dem Selbstauslöser fotografierte 
Porträts -, die zuvor langzeitarbeits-
los waren, besuchen die Haushalte, 
tauschen Energiefresser aus und sen-

ken so die Energiekosten durch-
schnittlich um 172 Euro pro Jahr. 
Dabei messen sie die Verbrauchs-
werte von Waschmaschinen, Elekt-
roherden, Kühlschränken, Lampen, 

Computern, Warmwasserbereitern 
oder Fernsehgeräten und geben qua-
lifizierte Tipps, wie sich der Ver-
brauch mit einfachen Mitteln senken 
lässt. Dazu bauen sie dann auch Ar-
tikel im Wert von bis zu 70 Euro – 
Lampen, Standby-Abschalter, Was-
serspartechnik – kostenlos ein.

Einmalige Kombination
Neue Ausstellung im Fraktionsflur zum „Stromspar-Check“

Immer auf dem Laufenden bleiben! 
Mehr Infos über die Arbeit unserer 
Landtagsfraktion finden Sie hier:

Parlamentsreport
Alle zwei Wochen erscheint der Parla-
mentsReport unserer Fraktion als Bei
lage zur Thüringer UNZ – Unsere neue 
Zeitung (www.unz.de). Darin finden Sie 
unsere wichtigsten Themen, aktuelle 
Gesetzesinitativen, Auszüge aus Land-
tagsreden, Berichte über Aktionen und 
Veranstaltungen, Hintergrundinforma
tionen und vieles mehr. Online können 
Sie die aktuelle Ausgabe, sowie alle 
alten Ausgaben jederzeit im Internet 

nachlesen (www.die-linke-thl.de/nc/
mediathek/parlamentsreport).

Web 2.0
Aktuelle Informationen über die Arbeit 
unserer Fraktion finden Sie auch auf 
www.twitter.com/Linke_Thl und bei 
www.facebook.com/linke.Thueringen, 
Videos von Reden und Aktionen bei 
www.youtube.com/Linksfraktionthl 
sowie Fotos unter www.flickr.com/
linksfraktion-thueringen.

Video-Livestream
Einen Video-Livestream von den meist 
einmal im Monat stattfindenden Ple

narsitzungen des Thüringer Landtages 
finden Sie während der Sitzungen auf 
unserer Webseite (www.die-linke-thl.
de) und auf der Internetseite des Land-
tages (www.landtag.thueringen.de) ein-
geblendet. Dort finden Sie auch die 
Termine der Sitzungen.

Im Internet
Aktuelle Infos aus unserer Fraktion, 
Pressemitteilungen, die Kontakte zu 
unseren Abgeordneten, Termine, Reden 
und Anträge unserer Fraktion, Broschü-
ren und Flugblätter sowie Hintergrund-
infos zu unseren Positionen finden Sie 
im Internet unter www.die-linke-thl.de.

Seit dem Jahr 2013 konnten so al-
lein in Erfurt - weitere Möglichkei-
ten gibt es in Gera, Jena und Weimar 
- 2.700 Haushalte beraten werden. In 
Erfurt wird der Stromspar-Check 

der Caritas gefördert von den Stadt-
werken, der KoWo, dem Jobcenter, 
der EVAG, dem Sozialamt und der 
Landeshauptstadt. Das Projekt ist 
Montag bis Freitag (8.00 bis 13 Uhr) 
Am Hügel 10A erreichbar oder unter 
0152/37616731 bzw. per Mail unter 
ssc-ef @caritas-bistum-erfurt.de.

Nebenbei notiert

Stoppschild
Kommentar VON                                 
MdL Anja Müller

Erstmals in der Geschichte des 
Bundestages hat ein Ausschuss sei-
nen Vorsitzenden des Amtes entho-
ben. Diese zweifelhafte Ehre ist am 
13. November dem Geraer 
AfD-Bundestagsabgeordneten Ste-
phan Brandner zuteil geworden. Bis 
auf die AfD-Mitglieder im Rechts-
ausschuss stimmten alle für seine 
Abberufung.

Das war mehr als überfällig und ein 
politisch und parlamentarisch rich-
tiges und wichtiges Signal. Und vor 
allem ist der Beschluss der demo-
kratischen Fraktionen ein notwen-
diges Stoppschild gegen das aggres-
sive und menschenfeindliche Geba-
ren der AfD im Allgemeinen und 
von Brandner im Besonderen.

Dieser Mann war und ist dafür be-
kannt, dass er gezielt provoziert, 
Menschen beschimpft und belei-
digt. Wir haben es erlebt im Thü-
ringer Landtag von 2014 bis zu sei-
ner Wahl in den Bundestag 2017. 
Auch hier war er Vorsitzender des 
Landtagsjustizausschusses und 
auch hier fiel er, vor allem in den 
Plenarsitzungen, mit Äußerungen 
von ganz Rechtsaußen auf. In den 
nur drei Jahren, die Brandner dem 
Landtag angehörte, brachte er es 
auf 32 Ordnungsrufe. „Hetzen als 
System“ überschrieb die FAZ tref-
fend einen Beitrag über ihn.

Schon damals ist klar gewesen, wel-
che Ideologie Brandner vertritt. 
Spätestens mit seinen zynischen 
und antisemitischen Ausfällen zum 
Terroranschlag auf die Synagoge in 
Halle ist eindeutig klar geworden, 
dass er völlig ungeeignet für eine 
solche verantwortungsvolle Funkti-
on wie den Vorsitz im Rechtsaus-
schuss im Bundestag ist.

Der zwischen CDU/CSU und SPD am 
11. November verkündete Kompromiss 
sieht einen Zuschlag auf die Rentenan-
sprüche von Geringverdienern vor, die 35 
Beitragsjahre durch Arbeit, Kindererzie-
hung oder Pflege haben. Sie werden nahe-
zu so gestellt, als ob sie in diesen 35 Jahren 
für 80 Prozent eines Durchschnittslohns 
gearbeitet hätten. Die Grundrente soll 
zum 1. Januar 2021 eingeführt werden 
und gilt für Menschen, die bereits in Ren-
te sind und für künftige Rentner.


